
 

  

S 4 U 117/99

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Unfallversicherung
Abteilung 2
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Geschäftsführer und Alleingesellschafter

einer GmbH,Versicherungsschutz
Beschäftigung
nicht selbständige Arbeit
Schädiger
Haftungsausschluss
gemeinsame Betriebsstätte

Leitsätze Schließt eine GmbH mit einem
Gesellschafter, der zu 100 % an der trifft,
einen Arbeitsvertrag, so wird der
Gesellschafter dadurch nicht abhängiger
Arbeitnehmer. Bei einem Unfall in
Zusammenhang mit der Tätigkeit für die
Gesellschaft, genießt er keinen
Versicherungsschutz, sofern er nicht eine
freiwillige
Unternehmerpflichtversicherung
abgeschlossen hat. Erleidet der
Gesellschafter bei einem Transport von
Sand auf die Baustelle einer anderen
Firma einen Unfall, so ist er nicht gemäß §
105 Abs.1 SGB VII, auf den Abs.1 der
Vorschrift verweist, unfallversichert. Nach
§ 106 Abs.3 3.Alt. SGB VII gelten die
Beschränkungen der §§ 104 und 105 SGB
VII auch für die Ersatzpflicht von
Versicherten verschiedener Unternehmen
untereinander, wenn sie vorübergehend
betriebliche Tätigkeiten auf einer
"gemeinsamen Betriebsstätte" verrichten.
Eine gemeinsame Betriebsstätte bedeutet
aber mehr als diesselbe Betriebsstätte.

Normenkette RVO § 2 Abs 1 Nr 1
SGB IV § 7 Abs.1
RVO § 636
RVO § 637
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RVO § 638
RVO § 639
RVO § 640
RVO § 641
RVO § 642
SGB VII § 105 Abs 1

1. Instanz

Aktenzeichen S 4 U 117/99
Datum 18.10.2000

2. Instanz

Aktenzeichen L 2 U 500/00
Datum 30.10.2002

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Regensburg vom
18.10.2000 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der am 1947 geborene KlÃ¤ger ist GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer und Alleingesellschafter der
Firma S. Transport GmbH. Aus der Betriebsakte der Beklagten ergibt sich, dass der
KlÃ¤ger das zunÃ¤chst von seinen Eltern, dann von seiner Mutter betriebene
Unternehmen nach Gewerbeabmeldung durch die Mutter ab 01.02.1998
Ã¼bernommen hat. Er beantragte die Erteilung der Erlaubnis fÃ¼r den allgemeinen
GÃ¼ternahverkehr fÃ¼r die S. Transport GmbH, GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer S. S. ,
Berufskraftfahrer, zur Betreibung des Gewerbes Baustoffhandel/Erdbewegungen. Er
gab an, er beschÃ¤ftige im technischen Teil fÃ¼nf VollbeschÃ¤ftigte.

Mit Bescheid vom 11.03.1998 erteilte die Beklagte der S. Transport GmbH einen
Bescheid Ã¼ber die ZustÃ¤ndigkeit gemÃ¤Ã� Â§ 136 Abs.1 SGB VII. BeigefÃ¼gt
war ein Merkblatt Ã¼ber die unfallversicherungsrechtliche Stellung von GmbH-
Gesellschaftern/GeschÃ¤ftsfÃ¼hrern. Ob gesetzlicher Unfallversicherungsschutz der
fÃ¼r die GmbH tÃ¤tigen Gesellschafter und/oder GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer bestehe,
hÃ¤nge von den VerhÃ¤ltnissen des Einzelfalles ab. Die fettgedruckten
Ã�berschriften, die auf dem Merkblatt folgten, lauteten: "Wann besteht in der Regel
Unfallversicherungsschutz fÃ¼r Gesellschafter/GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer? Wann besteht
kein Unfallversicherungsschutz fÃ¼r Gesellschafter/GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer kraft
Gesetzes? Bitte prÃ¼fen Sie, ob fÃ¼r den/die Gesellschafter/GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer
Versicherungsschutz kraft Gesetzes besteht oder eine freiwillige Versicherung in
Frage kommt. In ZweifelsfÃ¤llen empfehlen wir, Auskunft Ã¼ber den
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Versicherungsschutz bei der Berufsgenossenschaft einzuholen".

Mit Schreiben vom 05.06.1998 teilte die Beklagte der S. Transport GmbH mit,
versehentlich sei eine Doppelversicherung erfolgt, die nunmehr storniert werde. Mit
Bescheid vom 05.06. 1998 Ã¼ber die ZustÃ¤ndigkeit wegen Unternehmerwechsels
gemÃ¤Ã� Â§ 136 ABs.1 SGB VII wurde ausgefÃ¼hrt, die S. Transport GmbH
gehÃ¶re mit Wirkung vom 01.02.1998 der Beklagten an. Das Merkblatt Ã¼ber die
unfallversicherungsrechtliche Stellung von GmbH-
Gesellschaftern/GeschÃ¤ftsfÃ¼hrern wurde nochmals Ã¼bersandt.

Am 01.02.1998 schloss der KlÃ¤ger mit der S. Transport GmbH einen
Arbeitsvertrag, nach dem er mit Wirkung vom 01.02.1998 als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer
eingestellt wurde. Die regelmÃ¤Ã�ige wÃ¶chentliche Arbeitszeit richte sich nach
den betrieblichen Erfordernissen. Er erhalte eine monatliche feste
BruttovergÃ¼tung in HÃ¶he von 8.000,00 DM. Ã�berstunden wÃ¼rden nicht
gesondert vergÃ¼tet, sondern seien durch das Gehalt abgegolten. Der
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer erhalte eine Weihnachtsgratifikation in HÃ¶he eines
durchschnittlichen Monatsgehaltes, hinzu komme eine Gewinntantieme. Ihm stehe
ein Erholungsurlaub von 30 Arbeitstagen jÃ¤hrlich zu, der mÃ¶glichst
zusammenhÃ¤ngend zu gewÃ¤hren sei und ausschlieÃ�lich der Erholung diene. Bei
der Wahl des Urlaubes habe der Angestellte auf die betrieblichen Belange
RÃ¼cksicht zu nehmen. Arbeitsverhinderung sei dem Arbeitgeber unverzÃ¼glich
unter Angabe der GrÃ¼nde und der voraussichtlichen Dauer mitzuteilen.
SpÃ¤testens innerhalb von drei Tagen sei eine Ã¤rztliche Bescheinigung
nachzureichen. Die Entgeltfortzahlung ende mit Ablauf des 14. Tages nach
Krankheitsbeginn. Die Einstellung erfolge zunÃ¤chst probeweise fÃ¼r die Dauer von
vier Wochen. Nach Ablauf der Probezeit kÃ¶nne das ArbeitsverhÃ¤ltnis beiderseits
unter Einhaltung der gesetzlichen KÃ¼ndigungsfrist gekÃ¼ndigt werden.

Mit Unfallanzeige, eingegangen am 06.10.1998, informierte die Ehefrau des
KlÃ¤gers die Beklagte Ã¼ber einen Unfall des KlÃ¤gers am 25.09.1998 als
Kraftfahrer fÃ¼r die S. Transport GmbH.

Die S. Transport GmbH teilte mit, der Anteil des KlÃ¤gers an den
GeschÃ¤ftsanteilen der GmbH betrage in Prozent 100, in DM 50.000,00. Der
KlÃ¤ger sei als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer tÃ¤tig. Das Stimmrecht der Gesellschafter richte
sich nach Kapitalanlagen. FÃ¼r die Beschlussfassung sei die einfache Mehrheit
erforderlich.

Mit Bescheid vom 15.10.1998 lehnte die Beklagte die GewÃ¤hrung von Leistungen
aus Anlass des Unfalls vom 25.09.1998 ab, weil der KlÃ¤ger zum Unfallzeitpunkt
nicht zum Kreis der versicherten Personen gehÃ¶rt habe. Es bestehe keine
Unternehmerpflichtversicherung; eine freiwillige Versicherung sei nicht
abgeschlossen worden. Der KlÃ¤ger habe auch in keinem abhÃ¤ngigen Arbeits-
oder DienstverhÃ¤ltnis gemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs.1 Ziffer 1 SGB VII gestanden. Ein
Versicherungsschutz gemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs.2 SGB VII sei ebenfalls nicht gegeben, da
konkrete ArbeitnehmerÃ¤hnlichkeit nicht vorliege.
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Den Widerspruch des KlÃ¤gers wies die Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom
05.03.1999 zurÃ¼ck.

Mit der Klage vom 12.04.1999 hat der KlÃ¤ger ausgefÃ¼hrt, er habe den Bescheid
vom 11.03.1998 so verstanden, dass er auch in seiner Eigenschaft als
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer und Gesellschafter unfallversichert sei. Das Merkblatt habe er
nicht mehr beachtet, weil er bereits durch die Formulierung des Bescheides "Sie
gehÃ¶ren â�¦ unserer BG an, weil Sie Unternehmer â�¦ sind" die Erkenntnis
gewonnen habe, dass er in eigener Person in die Unfallversicherung einbezogen sei.
Es sei aus dem Bescheid nicht ersichtlich gewesen, dass er nur die Belange der
GmbH, nicht aber die des jeweiligen Gesellschafters betreffe. Die Folgen des Irrtums
mÃ¼ssten unter Anwendung des sozialrechtlichen Herstellungsanspruchs beseitigt
werden und er so behandelt werden, als wenn er aufgrund zutreffender Belehrung
den Schutz der Unfallversicherung erlangt hÃ¤tte. Im Ã�brigen habe er in einem
ArbeitsverhÃ¤ltnis gemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs.1 Ziffer 1 SGB VII zur GmbH gestanden bzw.
gemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs.2 SGB VII. Er habe am 01.02.1998 einen Arbeitsvertrag mit der
GmbH abgeschlossen, der nicht als reiner GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerdienstvertrag
anzusehen, denn der KlÃ¤ger werde in mehreren Bestimmungen als Arbeitnehmer
bezeichnet. Auch seien im Vertrag Regelungen enthalten, die typisch fÃ¼r die
BegrÃ¼ndung eines Arbeitnehmervertrages seien. Jedenfalls sei der KlÃ¤ger am
25.09.1998 wie ein Arbeitnehmer tÃ¤tig geworden.

Die Beklagte hat hierzu im Schreiben vom 13.10.1999 ausgefÃ¼hrt, der Bescheid
vom 11.03.1998 sei nicht rechtskrÃ¤ftig und dabei auf den Bescheid vom
05.06.1998 verwiesen. AuÃ�erdem sei der KlÃ¤ger Ã¼ber den Versicherungsstatus
als GmbH-Gesellschafter informiert worden. Im rechtskrÃ¤ftigen Bescheid vom
05.06.1998 sei im Adressfeld die S. Transport GmbH aufgefÃ¼hrt. Daher sei die
GmbH im Bescheid als Unternehmerin angesprochen, nicht etwa der KlÃ¤ger.

Mit Schreiben vom 17.11.1999 hat der KlÃ¤ger darauf hingewiesen, dadurch, dass
zeitweise zwei Mitgliedschaften bestanden hÃ¤tten, habe er keine Bedenken
hinsichtlich seiner persÃ¶nlichen Mitgliedschaft haben kÃ¶nnen. Den
Betriebsfragebogen vom MÃ¤rz 1998 habe er mit seinem Steuerberater
ausgefÃ¼llt. Die Frage "Beantragen Sie fÃ¼r Ihre eigene Person eine freiwillige
Versicherung, wenn bei der zustÃ¤ndigen Berufsgenossenschaft keine
Pflichtversicherung bestehen sollte" hÃ¤tten sie beide nicht so verstanden, dass der
KlÃ¤ger hier fÃ¼r sich eine eigene freiwillige Versicherung hÃ¤tte beantragen
sollen. Die Belehrungen Ã¼ber den Versicherungsschutz fÃ¼r
Gesellschafter/GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer einer GmbH folgten erst nach dieser Frage;
soweit habe der KlÃ¤ger nicht gelesen.

Das Sozialgericht hat die Klage mit Urteil vom 18.10.2000 abgewiesen. Ob ein die
Versicherungspflicht auslÃ¶sendes DienstverhÃ¤ltnis eines GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers,
der zugleich Gesellschafter der GmbH sei, vorliege, sei allein danach zu beurteilen,
ob er als Gesellschafter einen maÃ�geblichen Einfluss auf die Entscheidungen der
Gesellschaft habe, wobei sich die GrÃ¶Ã�e des Einflusses nach der HÃ¶he des
GeschÃ¤ftsanteils bestimme. Im Fall des KlÃ¤gers, dessen Gesellschaftsanteil 100
% betrage, sei kein persÃ¶nliches AbhÃ¤ngigkeitsverhÃ¤ltnis mehr gegeben. Daran
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vermÃ¶ge auch der Arbeitsvertrag nichts zu Ã¤ndern. Ein Versicherungsschutz sei
auch nicht nach Â§ 2 Abs.2 SGB VII gegeben. Eine Pflichtverletzung, die einen
sozialrechtlichen Herstellungsanspruch begrÃ¼nden kÃ¶nnte, sei nicht ersichtlich.
Die Beklagte habe den KlÃ¤ger mehrmals ausfÃ¼hrlich Ã¼ber den Versicherungs-
status eines GmbH-Gesellschafters informiert. Wenn der KlÃ¤ger ohne
Einsichtnahme in die beigefÃ¼gten MerkblÃ¤tter unterstellt habe, dass er unter den
versicherten Personenkreis falle, gehe dies ausschlieÃ�lich zu seinen Lasten.

Zur BegrÃ¼ndung der Berufung vom 28.11.2000 fÃ¼hrt der KlÃ¤ger aus, der
Wortlaut des Arbeitsvertrages zeige, dass ein Arbeits- verhÃ¤ltnis vorgelegen habe,
denn er sei nicht nur als GeschÃ¤fts- fÃ¼hrer, sondern zugleich auch als Fahrer
fÃ¼r die GmbH tÃ¤tig gewesen. WÃ¤hrend der ganzen Zeitdauer seiner TÃ¤tigkeit
und auch in der konkreten Unfallsituation sei er wie ein Arbeitnehmer eingesetzt
gewesen. Die Formulierung des Merkblattes sei unklar gewesen, so dass ein
sozialrechtlicher Herstellungsanspruch bestehe. Bei besserer drucktechnischer
Hervorhebung des Hinweises auf die Stellung von GmbH-
Gesellschaftern/GeschÃ¤ftsfÃ¼hrern hÃ¤tte der Irrtum verhindert werden kÃ¶nnen.
Zudem habe die Beklagte selbst eine Doppelversicherung vorgenommen und somit
beim KlÃ¤ger den Anschein hervorgerufen, es bestehe nicht nur fÃ¼r die GmbH,
sondern auch fÃ¼r ihn persÃ¶nlich berufsgenossenschaftlicher Schutz. Die
RÃ¼cknahme mit Bescheid vom 05.06.1998 Ã¤ndere hieran nichts, da bereits im
MÃ¤rz 1998 der Irrtum beim KlÃ¤ger entstanden sei.

Wegen des Unfalls vom 25.09.1998 erhob der KlÃ¤ger Klage zum Landgericht
Amberg auf Feststellung, dass die Firma K. GmbH und deren Bediensteter P. W.
gesamtschuldnerisch verpflichtet seien, den materiellen Schaden zu ersetzen,
soweit die AnsprÃ¼che nicht auf einen SozialleistungstrÃ¤ger Ã¼bergegangen
seien und festzustellen, dass der Bedienstete verpflichtet sei, den immateriellen
Schaden zu ersetzen.

Der KlÃ¤ger gab an, er sei selbstÃ¤ndiger Fuhrunternehmer; er betreibe ein
Einzelunternehmen mit acht LastwÃ¤gen, das er an die von ihm gegrÃ¼ndete
GmbH verpachtet habe, deren GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer er sei. Er fÃ¼hre auÃ�erdem
selbst als Lastwagenfahrer Transportarbeiten aus. Mit schriftlicher Bestellung vom
31.08.1998 habe die Firma K. GmbH ihn bzw. die GmbH mit Schotterlieferung von
seiner eigenen Sandgrube fÃ¼r ihre Baustelle auf dem BetriebsgelÃ¤nde der Firma
A. (A.) beauftragt, auÃ�erdem habe er Regiearbeiten fÃ¼r die Beklagte an der
Baustelle durchfÃ¼hren sollen. Der KlÃ¤ger sei vom 21.09.1998 an fÃ¼r die Firma
K. GmbH tÃ¤tig gewesen. Er habe Erdreich aus dem Kanalgraben in die Kaolingrube
der Firma AKW abtransportiert, die Kanalschalung antransportiert, einige
Kubikmeter Beton angeliefert sowie AuffÃ¼llsand aus dem Betrieb A.; weiter seien
einige Schotterlieferungen erfolgt. Am 25.09.1998 habe der KlÃ¤ger zunÃ¤chst eine
Fuhre Schotter aus einer Sandgrube an die Baustelle transportiert, dann sei ihm
aufgetragen worden, eine Fuhre Sand von der Grube der AKW zur Baustelle zu
bringen. Bei dieser Lieferung sei es zu dem Unfall gekommen.

Der Auftrag der Firma A. K. GmbH datiert vom 31.08.1998. Darin wird ein bereits
mÃ¼ndlich erteilter Auftrag bestÃ¤tigt: Liefern frei Baustelle in Solo- oder Zug-Lkw
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s: Frostschutz, Schotter, Split, Mineralbeton; Sonstiges: Lkw-Regie-EinsÃ¤tze
werden Ã¼ber die SVG abgerechnet. Wie der KlÃ¤ger erlÃ¤utert hat, handele es
sich bei der SVG (StraÃ�enverkehrsgenossenschaft) um eine Transportvermittlung
fÃ¼r Nah- und Fernverkehr. Der KlÃ¤ger sei zwar nicht Mitglied, jedoch die Firma K.
GmbH.

Der KlÃ¤ger hat in diesem Klageverfahren die Auffassung vertreten, er sei zwar an
derselben Baustelle wie die Firma A. K. GmbH und deren Bediensteter tÃ¤tig
gewesen, es habe sich aber nicht um eine gemeinsame Baustelle gehandelt. Eine
gemeinsame TÃ¤tigkeit sei nie erfolgt, sondern er habe sich auf den An- und
Abtransport benÃ¶tigter Materialien beschrÃ¤nkt.

Die beklagte K. GmbH wandte dagegen ein, es liege eine gemeinsame
BetriebsstÃ¤tte im Sinne des Â§ 106 Abs.3 SGB VII vor. Der KlÃ¤ger habe sich nicht
zufÃ¤llig an der Unfallstelle befunden, sondern habe absprachegemÃ¤Ã� auf die
beabsichtigte Zusammenarbeit mit dem Bediensteten der K.-GmbH gewartet. Die
gemeinsame TÃ¤tigkeit habe zu einem Erfolg fÃ¼hren sollen. Auch sei er in den
Betrieb der K. GmbH eingegliedert gewesen, da er auf ausdrÃ¼ckliche Weisung der
Firma tÃ¤tig geworden sei.

Mit Urteil vom 29.05.2001 hat das Landgericht Amberg festgestellt, dass die
Beklagten gesamtschuldnerisch verpflichtet seien, den materiellen Schaden des
KlÃ¤gers zu ersetzen, soweit nicht die AnsprÃ¼che auf einen SozialleistungstrÃ¤ger
Ã¼bergegangen seien. Weiter wurde festgestellt, dass der Bedienstete der K.
GmbH verpflichtet sei, den immateriellen Schaden des KlÃ¤gers zu ersetzen. Im
Berufungsverfahren hat das OLG NÃ¼rnberg mit Beschluss vom 28.05.2002
erklÃ¤rt, es beabsichtige, den Rechtsstreit gemÃ¤Ã� Â§Â§ 108, 109 SGB VII zur
KlÃ¤rung der Frage auszusetzen, ob dem KlÃ¤ger AnsprÃ¼che aus der gesetzlichen
Unfallversicherung zustÃ¼nden, da er gemÃ¤Ã� Â§ 106 Abs.3, 3. Alternative, Â§ 5
Abs.2 SGB VII wie ein Versicherter, der einen Versicherungsfall erlitten habe, zu
behandeln sei. Der Senat gehe hierbei davon aus, dass dem Bediensteten der K.
GmbH die Haftungsprivilegierung des Â§ 106 Abs.3, 3. Alternative SGB VII zugute
komme. Trotz des Wortlautes dieser Vorschrift komme die Privilegierung auch
gegenÃ¼ber einem nicht versicherten Unternehmer als GeschÃ¤digtem zum
Tragen. Insbesondere auch unter BerÃ¼cksichtigung des Gesichtspunktes der
Gefahrengemeinschaft solle die Privilegierung von SchÃ¤digern gegenÃ¼ber
versicherten und nicht versicherten Unternehmern gleichermaÃ�en greifen. Weiter
sei der Senat der Auffassung, dass bei WÃ¼rdigung aller Absprachen und
UmstÃ¤nde der vorliegenden Sandanlieferung des KlÃ¤gers vom Vorliegen einer
gemeinsamen BetriebsstÃ¤tte im Sinne des Â§ 106 Abs.3, 3. Alternative SGB VII
auszugehen sei.

Die Beklagte fÃ¼hrt hierzu im Schreiben vom 21.06.2002 aus, der KlÃ¤ger zÃ¤hle
als GmbH-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer in beherrschender Stellung zu den in Â§ 6 Abs.1 Nr.2
SGB VII genannten Personen, die in einer Kapitalgesellschaft wie ein Unternehmer
tÃ¤tig seien. Die Haftungsfreistellung kÃ¶nne nur gegenÃ¼ber dem versicherten
Unternehmer gelten. Zudem sei das Tatbestandsmerkmal der "gemeinsamen
BetriebsstÃ¤tte" nicht erfÃ¼llt. Dieser Begriff erfasse Ã¼ber die FÃ¤lle der
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Arbeitsgemeinschaften hinaus betriebliche AktivitÃ¤ten von Versicherten mehrerer
Unternehmen, die bewusst und gewollt bei einzelnen MaÃ�nahmen
ineinandergriffen, miteinander verknÃ¼pft seien, sich ergÃ¤nzten oder
unterstÃ¼tzten, wobei es ausreiche, dass die gegenseitige VerstÃ¤ndigung
stillschweigend durch bloÃ�es Tun erfolge. Der BerufungsklÃ¤ger und der
SchÃ¤diger hÃ¤tten lediglich durch kurzen Wortwechsel abgesprochen, an welcher
Stelle der KlÃ¤ger den Sand abkippen solle. Diesem Geschehen sei weder ein
Ineinandergreifen einzelner MaÃ�nahmen noch eine VerknÃ¼pfung von sich
ergÃ¤nzenden oder unterstÃ¼tzenden HandlungsablÃ¤ufen zu entnehmen. Zudem
hÃ¤tten beide Beteiligten eigene betriebliche Inte- ressen verfolgt. Â§ 105 Abs.2
Satz 1 SGB VII sei im Ã�brigen nach herrschender Meinung auf
unternehmerÃ¤hnliche Personen wie den KlÃ¤ger nicht anwendbar.

Der KlÃ¤ger erklÃ¤rt im Schreiben vom 23.07.2002, er sei so zu behandeln, als sei
er Versicherter, weil die Beklagte dafÃ¼r einzustehen habe, dass er sich nicht
freiwillig versichert habe. Auch bei Zugrundelegung dieser Rechtsauffassung
mÃ¼sste die Haftungsprivilegierung zu Gunsten des Bediensteten der K. GmbH
mangels Vorliegen einer gemeinsamen BetriebsstÃ¤tte scheitern.

Der KlÃ¤ger stellt die AntrÃ¤ge aus dem Schriftsatz vom 28.11.2000. Hilfsweise
beantragt er, die Revision zuzulassen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird auf den wesentlichen Inhalt der
beigezogenen Akte der Beklagten sowie der Klage und Berufungsakten Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig, sachlich aber nicht
begrÃ¼ndet.

Der KlÃ¤ger stand zum Zeitpunkt des Unfalls am 25.09.1998 nicht unter dem
Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung; er gehÃ¶rte nicht zum Kreis der kraft
Gesetzes Versicherten, insbesondere war er nicht aufgrund eines Arbeits- oder
DienstverhÃ¤ltnisses (Â§ 2 Abs.1 Nr.1 RVO) bei der S. Transport GmbH beschÃ¤ftigt.

BeschÃ¤ftigung ist nach der Legaldefinition des Â§ 7 Abs.1 SGB IV, der fÃ¼r
sÃ¤mtliche Bereiche der Sozialversicherung gilt, die nicht selbstÃ¤ndige Arbeit,
insbesondere in einem ArbeitsverhÃ¤ltnis. Danach ist Arbeitnehmer, wer von einem
Arbeitgeber persÃ¶nlich abhÃ¤ngig ist. Die persÃ¶nliche AbhÃ¤ngigkeit stellt das
wesentliche, charakteristische Merkmal des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses dar.
PersÃ¶nliche AbhÃ¤ngigkeit bedeutet Eingliederung in den Betrieb und
Unterordnung unter das Weisugnsrecht des Arbeitgebers, insbesondere in Bezug
auf Zeit, Dauer und Ort der ArbeitsausfÃ¼hrung. Das Weisungsrecht kann
allerdings besonders bei Diensten hÃ¶herer Art erheblich eingeschrÃ¤nkt und zur
"funktionsgerecht dienenden Teilhabe am Arbeitsprozess verfeinert" sein (vgl. BSG
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SozR 2100 Â§ 7 Nr.7 m.w.N.). Es darf aber nicht vollstÃ¤ndig entfallen.
Kennzeichnend fÃ¼r eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit ist demgegenÃ¼ber das eigene
Unternehmerrisiko, die VerfÃ¼gungsmÃ¶glichkeit Ã¼ber die eigene Arbeitskraft
und die MÃ¶glichkeit, frei Ã¼ber Arbeitsort und Arbeitszeit zu verfÃ¼gen. In
ZweifelsfÃ¤llen kommt es darauf an, welche Merkmale Ã¼berwiegen. Dies richtet
sich nach den UmstÃ¤nden des Einzelfalles, wobei die vertragliche Ausgestaltung
im Vordergrund steht, die allerdings zurÃ¼cktritt, wenn die tatsÃ¤chlichen
VerhÃ¤ltnisse entscheidend davon abweichen.

Nach diesen GrundsÃ¤tzen richtet sich auch die Beantwortung der Frage, ob die
TÃ¤tigkeit des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers einer GmbH, dessen Organstellung allein eine
AbhÃ¤ngigkeit gegenÃ¼ber der Gesellschaft bzw. den Gesellschaftern nicht
ausschlieÃ�t, eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung oder eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit
darstellt. Wer aufgrund kÃ¶rperschaftlicher oder gesellschaftsrechtlicher
Verpflichtung tÃ¤tig wird, handelt nicht im Rahmen eines Arbeits- oder
DienstverhÃ¤ltnisses im Sinne des Â§ 2 Abs.1 Nr.1 SGB VII, Â§ 7 SGB IV.
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer einer GmbH sind bei der GmbH abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt, wenn
sie in Bezug auf Zeit, Dauer, Ort und Art der ArbeitsausfÃ¼hrung dem
Weisungsrecht der GmbH unterliegen. MaÃ�gebend ist auch hier die persÃ¶nliche
AbhÃ¤ngigkeit. Ein BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis eines geschÃ¤ftsfÃ¼hrenden
Gesellschafters scheidet bei einer Beteiligung von Ã¼ber 50 % des Stammkapitals
aus und zwar auch dann, wenn er von der ihm zustehenden Rechtsmacht
tatsÃ¤chlich keinen Gebrauch macht (vgl. Schulin, Unfallversicherungsrecht, Â§ 14
Rdnr.35 ff. m.w.N.). Das BSG hat ein abhÃ¤ngiges BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis auch
bei einem zur HÃ¤lfte am Stammkapital einer GmbH beteiligten GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer
verneint, weil er zumindest jederzeit verhindern kann, dass Ã¼berhaupt ein
Beschluss gefasst wird (vgl. BSGE 23, 83). Die Versicherungspflicht des
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers einer GmbH, der zugleich deren Gesellschafter ist, hÃ¤ngt also
davon ab, ob wegen seiner Kapitalbeteiligung noch ein VerhÃ¤ltnis der
persÃ¶nlichen AbhÃ¤ngigkeit vorliegt.

Im Fall des KlÃ¤gers, der zu 100 % an der Gesellschaft beteiligt ist und der
sÃ¤mtliche BeschlÃ¼sse allein trifft, fehlt die das versicherungspflichtige
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis wesentlich kennzeichnende persÃ¶nliche
AbhÃ¤ngigkeit. Daran kann, wie das SG zu Recht ausgefÃ¼hrt hat, auch der
Abschluss des Arbeitsvertrages vom 01.02.1998 nichts Ã¤ndern, da der KlÃ¤ger
diesen Vertrag als alleiniger GmbH-Gesellschafter mit sich als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer
schloss, so dass von einem AbhÃ¤ngigkeitsverhÃ¤ltnis naturgemÃ¤Ã� nicht
gesprochen werden kann (vgl. BSG vom 14.12.1999, B 2 U 48/98 R m.w.N.).

Der KlÃ¤ger ist am 25.09.1998 auch nicht im Sinne des Â§ 2 Abs.2 SGB VII wie ein
nach Â§ 2 Abs.1 Nr.1 SGB VII Versicherter tÃ¤tig geworden, da diese Vorschrift
Personen schÃ¼tzt, die vornehmlich im Interesse eines Anderen tÃ¤tig werden,
jedoch nicht im eigenen Interesse bzw. fÃ¼r das eigene Unternehmen (vgl. Kasseler
Kommentar Â§ 7 SGB VII Rdnr.103 ff.).

BezÃ¼glich der Argumentation, es bestehe ein sozialrechtlicher
Herstellungsanspruch, wird auf die zutreffenden GrÃ¼nde des sozialgerichtlichen
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Urteils Bezug genommen (Â§ 153 Abs.2 SGG).

Mit In-Kraft-Treten des SGB VII zum 01.01.1997 sind die Regelungen zum
Haftungsausschluss in den Â§Â§ 636 bis 642 RVO durch die Â§Â§ 104 bis 113 SGB
VII ersetzt worden. Durch diese Neuregelungen ist der Kreis der im Fall eines
Arbeitsunfalls von der Haftung freigestellten SchÃ¤diger erweitert worden. Das
Gesetz differenziert zwischen der BeschrÃ¤nkung der Haftung der Unternehmer (Â§
104 SGB VII), im Betrieb tÃ¤tiger Personen (Â§105 SGB VII) und der BeschrÃ¤nkung
der Haftung anderer Personen (Â§ 106 SGB VII).

GemÃ¤Ã� Â§ 105 Abs.1 SGB VII sind Personen, die durch eine betriebliche
TÃ¤tigkeit einen Versicherungsfall von Versicherten desselben Betriebs
verursachen, diesen sowie deren AngehÃ¶rigen und Hinterbliebenen nach anderen
gesetzlichen Vorschriften zum Ersatz des Personenschadens nur verpflichtet, wenn
sie den Versicherungsfall vorsÃ¤tzlich oder auf einem versicherten Weg
herbeigefÃ¼hrt haben. Abs.1 gilt entsprechend, wenn nicht versicherte
Unternehmer geschÃ¤digt worden sind. Unstreitig hat der KlÃ¤ger als Unternehmer
am 25.09.1998 einen Arbeitsunfall erlitten. Er war wÃ¤hrend dieser TÃ¤tigkeit nicht
unfallversichert. Â§ 105 Abs.1 SGB VII, auf den Abs.2 der Vorschrift verweist, setzt
aber voraus, dass der Schaden durch ein Mitglied desselben Betriebes, also der S.
GmbH, verursacht worden ist. "Betrieb" ist mit Unternehmen gleichzustellen. Der
KlÃ¤ger war nicht in das Unternehmen der Firma K. GmbH, der der SchÃ¤diger
angehÃ¶rte, eingegliedert, sondern arbeitete fÃ¼r sein Unternehmen. Der kurze
Wortwechsel mit dem SchÃ¤diger Ã¼ber die Frage, wohin der gelieferte Sand
abgeladen werden sollte, bedeutet nicht, dass der KlÃ¤ger dadurch zu einem
Mitglied des Unfallbetriebes geworden wÃ¤re. Die Auskunft des SchÃ¤digers war
fÃ¼r die Verrichtung der vom KlÃ¤ger zu leistenden Arbeit zwar nÃ¼tzlich, aber
nicht unbedingt erforderlich, zudem bestand keine vertragliche Verpflichtung zur
gemeinsamen TÃ¤tigkeit.

Nach Â§ 106 Abs.3, 3. Alternative SGB VII gelten die BeschrÃ¤nkungen der Â§Â§ 104
und 105 SGB VII auch fÃ¼r die Ersatzpflicht von Versicherten verschiedener
Unternehmen untereinander, wenn sie vorÃ¼bergehend betriebliche TÃ¤tigkeiten
auf einer "gemein- samen BetriebsstÃ¤tte" verrichten. Eine "gemeinsame
BetriebsstÃ¤tte" im Sinne der Vorschrift war hier aber nicht gegeben. Denn
"gemeinsame BetriebsstÃ¤tte" bedeutet mehr als dieselbe BetriebsstÃ¤tte. Das
Zusammentreffen der RisikosphÃ¤ren mehrerer Betriebe allein reicht nicht aus.
Abgesehen von der Arbeitsgemeinschaft, die besondere rechtliche Beziehungen
zwischen den Unternehmen zum Grund hat, ist eine "gemeinsame BetriebsstÃ¤tte"
auch gegeben, wenn die TÃ¤tigkeiten der AngehÃ¶rigen verschiedener
Unternehmen durch gemeinsame Absprachen miteinander verknÃ¼pft sind. Nicht
erforderlich ist, dass Ã¼ber den zeitlichen und rÃ¤umlichen Kontakt der
betrieblichen TÃ¤tigkeiten der Unternehmen hinaus ein gemeinsames Ziel der
Unternehmen bestehen muss oder sie einen gemeinsamen Zweck verfolgen
mÃ¼ssen. Denn Unternehmen verfolgen kaum jemals einen gemeinsamen Zweck,
auch wenn sie an demselben Ort, womÃ¶glich Hand in Hand, tÃ¤tig sind, sondern
jeweils ihre eigenen Zwecke (vgl. BGH vom 17.10.2000, BGHZ 145, 331;
Waltermann, Aktuelle Fragen der HaftungsbeschrÃ¤nkung bei PersonenschÃ¤den,

                             9 / 10

https://dejure.org/gesetze/SGG/153.html
https://dejure.org/gesetze/RVO/636.html
https://dejure.org/gesetze/RVO/642.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/104.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/113.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/113.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/104.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/104.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/105.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/106.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/105.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/105.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/106.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/104.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/105.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BGHZ%20145,%20331


 

NJW 02, 1225 ff.). Voraussetzung fÃ¼r die Annahme einer "gemeinsamen
BetriebsstÃ¤tte" ist jedenfalls, dass die betrieblichen TÃ¤tigkeiten bewusst und
gewollt ineinander greifen, miteinander verknÃ¼pft sind und sich gegenseitig
ergÃ¤nzen (vgl. BGH vom 03.07.2001, NJW 01, 3127).

Nach der Gesetzessystematik, dem Wortlaut und dem Zweck der Bestimmung
sowie ihrer Entstehungsgeschichte ist das Tatbestandsmerkmal der "gemeinsamen
BetriebsstÃ¤tte" eng auszulegen. Es kann nur bejaht werden, wenn zumindest eine
gewisse Verbindung der Arbeiten miteinander besteht. Daran fehlt es, wenn die
Unternehmen lediglich parallele TÃ¤tigkeiten ausfÃ¼hren und es dabei zu einer
SchÃ¤digung kommt. Voraussetzung ist also ein bewusstes Miteinander im
Arbeitsablauf, das zwar nicht nach einer rechtlichen Verfestigung verlangt, sich aber
zumindest tatsÃ¤chlich als ein aufeinander bezogenes betriebliches
Zusammenwirken mehrerer Unternehmen darstellt (vgl. BGH vom 23.01.2001, 
VersR 01, 372 ff.). Im vorliegenden Fall kann von einer ArbeitsverknÃ¼pfung aber
nicht die Rede sein. Der KlÃ¤ger hat am 25.09.1998, wie in den Tagen zuvor, als
selbstÃ¤ndiger Unternehmer Sand auf die Baustelle geliefert. Dabei handelt es sich
lediglich darum, dass die TÃ¤tigkeiten der Firma K. und die des KlÃ¤gers
nebeneinander abliefen, wie es auch bei einem zufÃ¤lligen Nebeneinander von
verschiedenen Handwerkern zur selben Zeit im Unternehmen eines Auftraggebers
oder Ã¼berhaupt bei der Ablieferung von Waren verschiedener Unternehmen der
Fall ist (vgl. Kasseler Kommentar, Â§ 106 SGB VII, Rdnr.10).

Da es schon an der gemeinsamen BetriebsstÃ¤tte fehlt, kann die in Rechtsprechung
und Literatur kontrovers beantwortete Frage, ob betrieblich TÃ¤tige auch
gegenÃ¼ber nicht versicherten geschÃ¤digten Unternehmern von der Haftung
freigestellt sind und also die Unfallversicherung eingreift, hier dahingestellt bleiben.

Die Kostenentscheidung richtet sich nach Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2 SGG
liegen nicht vor. Insbesondere ist keine klÃ¤rungsbedÃ¼rftige Rechtsfrage
gegeben, da die streitigen Probleme bereits hÃ¶chstrichterlich entschieden sind
(vgl. BGH VersR 2001, 336, 372; BGH NJW 2001, 3127; BGHZ 148, 214).
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